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A. Allgemeiner Teil 

Gegenstand und Zielsetzung des Gesetzes 

Der vorliegende Gesetzentwurf dient der Umsetzung der
Vorgaben der Richtlinie 2007/2/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 14. März 2007 zur Schaffung einer
Geodateninfrastruktur in der Europäischen Gemeinschaft
(INSPIRE) (ABl. EU Nr. L 108 S.1) in Landesrecht. In der
Richtlinie 2007/2/EG werden wesentliche organisatorische,
technische und rechtliche Grundlagen für den Aufbau einer
europäischen Geodateninfrastruktur beschrieben (vgl. Erwä-
gungsgründe 18 bis 20; Artikel 18). Dieses im Aufbau befind-
liche Netzwerk stützt sich auf die nationalen Geodateninfra-
strukturen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Die
Richtlinie 2007/2/EG verlangt die Interoperabilität von Geo-
daten und Geodatendiensten sowie weitgehend harmonisierte
Regelungen zur Lizenzierung und Erhebung von Geldleistun-
gen, um den Zugang zu und die Verwendung von Geodaten
für Bürgerinnen und Bürger sowie Verwaltung und Wirtschaft
zu vereinfachen. Wenngleich die Richtlinie 2007/2/EG durch
ihren Verweis auf Artikel 175 Abs. 1 der EG-Vertrages, jetzt
Artikel 192 Abs. 1 AEU-Vertrag, in den Erwägungsgründen
und auch in ihrer sonstigen Zielsetzung auf umweltpolitische
Anliegen abhebt, wird doch anhand der in ihren Anhängen I
bis III konkretisierten Gegenständen für ihre Anwendung
deutlich, dass ein weitreichendes und querschnittorientiertes
Verständnis von Umweltpolitik Grundlage dieser europäi-
schen Rechtsetzung ist. Sie berührt in ihrer Regelungswirkung
nahezu alle Politikfelder. Daneben ist INSPIRE ein wesentli-
cher Beitrag zur Etablierung des E-Government. Die Richt-
linie 2007/2/EG führt die Informationspolitik der Europäi-
schen Union weiter, die durch den Zugang der Öffentlichkeit
zu Umweltinformationen sowie die Richtlinie 2003/98/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Novem-
ber 2003 über die Weiterverwendung von Informationen des
öffentlichen Sektors (ABl. EU Nr. L 345 S. 90) auf die Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union übertragen wurde.

Zur Umsetzung der Richtlinie 2007/2/EG haben die Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften zu erlassen. Aufgrund
der föderalen Kompetenzverteilung in der Bundesrepublik
Deutschland obliegt den Ländern die Umsetzung für den Be-
reich der Landes- und Kommunalbehörden. 

Adressaten der Richtlinie 2007/2/EG sind vorrangig Stellen
der öffentlichen Verwaltung, sofern diese Geodaten verarbei-
ten (öffentliche Geodaten verarbeitende Stellen). Die Richt-
linie 2007/2/EG stellt es den Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union frei, beispielsweise über nationale Geodateninfra-
strukturen auch Dritten die Möglichkeit einzuräumen, Geo-
daten zur Verfügung zu stellen. Hierdurch wird das wirt-
schaftspolitische Ziel der Richtlinie 2007/2/EG deutlich,
durch Harmonisierung und Vereinfachung das Wertschöp-
fungspotenzial der Geodaten zu aktivieren. 

Der Gesetzentwurf beschränkt sich richtlinienkonform
grundsätzlich auf bereits bei den öffentlichen Stellen des Lan-
des Rheinland-Pfalz in digitaler Form vorliegende Geodaten.
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Die Verarbeitung „neuer“ Geodaten wird nicht vorgeschrie-
ben. Entsprechend den Zielsetzungen der Richtlinie 2007/2/
EG stellt der Gesetzentwurf es allerdings in das Ermessen der
öffentlichen Geodaten verarbeitenden Stellen, nicht in digi-
taler Form vorliegende und für die Geodateninfrastruktur be-
deutsame Geodaten im Rahmen der verfügbaren Ressourcen
zu digitalisieren und entsprechend verfügbar zu machen. Für
die öffentlichen Geodaten verarbeitenden Stellen auf der un-
tersten Verwaltungsebene ist überdies die Pflicht, Geodaten
zugänglich zu machen, auf diejenigen Fälle beschränkt, in de-
nen ihre Sammlung oder Verbreitung durch Rechtsvorschrif-
ten des Bundes oder des Landes vorgeschrieben ist (Artikel 4
Abs. 6 der Richtlinie 2007/2/EG).

Der Gesetzentwurf bestimmt, dass bestehende Bestimmun-
gen in Vorschriften des Bundes und des Landes über die Zu-
ständigkeit bei der Wahrnehmung von Aufgaben, die Verar-
beitung von Geodaten, die Zugangsbeschränkungen, die Ver-
wendungsvorbehalte, die Rechte des geistigen Eigentums (ins-
besondere Urheberrechte oder verwandte Schutzrechte), die
Vergabe von Lizenzen für die Verwendung von Geodaten
und die Erhebung von Kosten (Gebühren und Auslagen) und
sonstigen Entgelten für diese Lizenzen den Vorschriften des
Gesetzentwurfs vorgehen. 

Im Übrigen baut der Gesetzentwurf auf den laufenden ressort-
übergreifenden Maßnahmen zum Ausbau der Geodateninfra-
struktur in Rheinland-Pfalz auf und trägt durch eine verbes-
serte Verwendung von Geodaten auf der Grundlage inter-
operabler Geodatendienste sowie transparenter Lizenzbe-
stimmungen und Kostenstrukturen wesentlich zur Prozess-
optimierung in der Verwaltung bei.

Um Geodaten interoperabel verfügbar zu machen, definiert
der Gesetzentwurf entsprechend der Richtlinie 2007/2/EG
konkrete Instrumente. Mit Geodatendiensten sollen Geo-
daten im Internet gesucht und dargestellt werden können. Die
Suche nach Geodaten und ein einfaches Darstellen dieser In-
formationen sind aufgrund der Vorgaben der Richtlinie
2007/2/EG grundsätzlich kostenfrei zu gewähren. Für die
erweiterte Verwendung der Geodaten sind die Definition von
verwendungs- und lizenzrechtlichen Vorgaben und die Erhe-
bung von Kosten oder sonstigen Entgelten zulässig. 

Für Geodaten, Geodatendienste und Metadaten legt der Ge-
setzentwurf Inhalt und Funktion lediglich in Grundzügen
fest. Die Konkretisierung der technischen, semantischen und
inhaltlichen Details erfolgt schrittweise über Durchführungs-
bestimmungen im Rahmen eines in der Richtlinie 2007/2/EG
festgelegten Zeitrahmens. Diese Durchführungsbestimmun-
gen werden von der Europäischen Kommission unter enger
Beteiligung der Mitgliedstaaten der Europäischen Union so-
wie von Expertennetzwerken und der Öffentlichkeit erarbei-
tet und im Wege der Komitologie (Regelungsausschuss mit
Kontrolle) bis zum 15. Mai 2012 umgesetzt. Der Gesetzent-
wurf ermächtigt das für das Vermessungswesen zuständige
Ministerium, im Einvernehmen mit den übrigen von diesem
Gesetz unmittelbar berührten Ressorts, durch Rechtsverord-
nung Näheres zu regeln. 

Begründung
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Dem Anliegen der Richtlinie 2007/2/EG, eine möglichst
transparente und offene Informationskultur zu verwirkli-
chen, legt der Gesetzentwurf durch eine restriktive und ab-
schließende Festlegung der Gründe für das Versagen der Offen-
barung von Geodaten Rechnung. 

Bei den Bestimmungen über die Verwendung personenbezo-
gener Daten in der Geodateninfrastruktur geht der Gesetz-
entwurf in Anlehnung an das Recht des amtliche Vermes-
sungswesens in Rheinland-Pfalz von dem Ansatz einer diffe-
renzierten Schutzbedürftigkeit der Geodaten aus. Für Anga-
ben über den Namen und das Geburtsdatum von Eigentüme-
rinnen, Eigentümern und Erbbauberechtigten der Grund-
stücke sowie von sonstigen natürlichen Personen soll der Zu-
gang zu Geodaten und Geodatendiensten nur eröffnet werden,
wenn diese Angaben von öffentlichen Stellen zur Erfüllung
ihrer Aufgaben erforderlich sind; Personen und Stellen außer-
halb des öffentlichen Bereichs sollen diese Angaben nur er-
halten, soweit diese ein berechtigtes Interesse an der Kenntnis
der Daten darlegen und überwiegende schutzwürdige Interes-
sen der Betroffenen nicht beeinträchtigt werden. Viele sonstige
Geodaten haben aus sich heraus keinen Personenbezug, sind
aber mithilfe von Straßenbezeichnungen, Hausnummern,
Flurstücksbezeichnungen, der örtlichen Situation usw. über
öffentliche oder beschränkt öffentliche Verzeichnisse personen-
beziehbar (z. B. Liegenschaftskarten, Stadtpläne, Luftbilder
mit Hausnummern, Bebauungspläne, Schutzgebietskarten).
Für diese sonstigen Geodaten soll im Rahmen dieses Gesetzes
der Zugang für Personen und Stellen außerhalb des öffent-
lichen Bereichs nur insoweit eingeschränkt werden, als im Ein-
zelfall Erkenntnisse über überwiegende schutzwürdige Inter-
essen der Betroffenen erkennbar sind oder vorliegen. Diese Lö-
sung schafft einen angemessenen Ausgleich zwischen den In-
teressen der Öffentlichkeit an der allgemeinen Verfügbarkeit
der Geodaten und dem häufig nur entfernt vorhandenen, an-
gesichts des Sachzusammenhangs nur selten vorrangigen per-
sönlichkeitsrechtlichen Belangen der Betroffenen. 

Der Stand des Aufbaus der nationalen Geodateninfra-
struktur in Deutschland 

Der Aufbau der Geodateninfrastruktur in Deutschland be-
gann im Jahr 1998 auf der Ebene des Bundes. Mit Gründung
des Interministeriellen Ausschusses für Geoinformationswe-
sen (IMAGI) wurde, unter Federführung des Bundesministe-
riums des Innern, die organisatorische Grundlage geschaffen,
die Geodaten der Bundesbehörden über eine Geodateninfra-
struktur zugänglich zu machen.

In Deutschland haben der Chef des Bundeskanzleramtes und
die Chefs der Staats- und Senatskanzleien der Länder am
27. November 2003 durch Beschluss den partnerschaftlichen
und offenen Aufbau einer Geodateninfrastruktur Deutsch-
land (GDI-DE®) als gemeinsames Projekt des Bundes, der Län-
der und der Kommunen in Auftrag gegeben. Zur Umsetzung
wurde ein Lenkungsgremium (LG GDI-DE) und eine von
Bund und Ländern getragene Geschäfts- und Koordinierungs-
stelle (GKSt. GDI-DE) eingerichtet und hierzu eine Verwal-
tungsvereinbarung geschlossen. Das LG GDI-DE setzt sich zu-
sammen aus Vertreterinnen und Vertretern des Bundes (Bun-
desministerium des Innern und Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie), der Länder sowie der kommunalen
Spitzenverbände und gibt mit seinen Beschlüssen (z. B. Ver-
einbarung eines technischen Architekturkonzepts, Entschei-
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dung über Modellprojekte) den strategischen Rahmen für den
Aufbau der GDI-DE® vor. 

Die aktuelle Situation beim Aufbau der Geodateninfra-
struktur in Rheinland-Pfalz

Die ressortübergreifende Schaffung eines Zugangs zu Geoda-
ten über eine Geodateninfrastruktur beschäftigt die rheinland-
pfälzische Landesregierung seit dem Jahr 2005. Grundlage für
die Geodateninfrastruktur in Rheinland-Pfalz bildet der Mi-
nisterratsbeschluss vom 24. Mai 2005. Der Ministerratsbe-
schluss beauftragte das Ministerium des Innern und für Sport
mit der Federführung zum Aufbau der Geodateninfrastruktur
Rheinland-Pfalz. Das Ministerium des Innern und für Sport
vertritt das Land Rheinland-Pfalz im LG GDI-DE, stellte Be-
dienstete für die GKSt. GDI-DE und hält den Kontakt zum
Ministerrat. Nach dem Modell auf Bundesebene wurde auch
in Rheinland-Pfalz ein ressortübergreifendes Koordinierungs-
gremium gebildet (Interministerieller Ausschuss für Geoinfor-
mation – IMAGI-RP), das aus Vertreterinnen und Vertretern
der betroffenen Ressorts und der kommunalen Spitzenver-
bände besteht. Mit der Wahrnehmung der Aufgaben einer res-
sortübergreifenden zentralen Stelle für die Geodateninfra-
struktur Rheinland-Pfalz wurde das Landesamt für Vermes-
sung und Geobasisinformation Rheinland-Pfalz beauftragt. Es
befasst sich mit den operativen Aufgaben im Zusammenhang
mit dem schrittweisen Auf- und Ausbau der Geodateninfra-
struktur für Rheinland-Pfalz. 

Der Gesetzentwurf nimmt diese bewährten landesspezifischen
Strukturen leicht abgewandelt in sein Regelwerk auf. 

Kosten

Die dem Land Rheinland-Pfalz für den weiteren Ausbau der
Geodateninfrastruktur entstehenden Kosten, die vor allem
durch die Anpassung vorhandener digitaler Geodaten und die
Schaffung von Geodatendiensten zur Gewährleistung der ge-
forderten Interoperabilität verursacht werden, können durch
die bereits erbrachten Vorleistungen niedrig gehalten werden.
Sie sind jedoch wegen des komplexen Umfangs der Themen-
bereiche der Richtlinie 2007/2/EG im Einzelnen nicht zu be-
ziffern. Die eingeräumte Möglichkeit, vorhandene, nicht
digital vorliegende Geodatenbestände zu digitalisieren und
diese über die Geodateninfrastruktur Rheinland-Pfalz zugäng-
lich zu machen, soll im Rahmen vorhandener Ressourcen
realisiert werden.

Auch für die Gemeinden und Gemeindeverbände ist beim wei-
teren Ausbau der Geodateninfrastruktur mit zusätzlichen Kos-
ten zu rechnen. Diesen steht durch den verbesserten Zugang
zu Geodaten und die Optimierung der Geschäftsprozesse ein
entsprechender Vorteil gegenüber. Im Übrigen werden die Ge-
meinden und Gemeindeverbände beim Ausbau der Geodaten-
infrastruktur durch das Landesamt für Vermessung und Geo-
basisinformation Rheinland-Pfalz als zentrale Stelle für die
Geodateninfrastruktur in Rheinland-Pfalz unterstützt.

Mit der Möglichkeit der Vergabe von Lizenzen und der Erhe-
bung von Kosten oder sonstigen Entgelten für die Verwen-
dung der Geodaten und Geodatendienste ist im Übrigen zu-
mindest teilweise eine Refinanzierung der Aufwendungen für
deren Aufbau und Unterhaltung sowohl auf staatlicher als
auch auf kommunaler Ebene möglich. 
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Konnexität

Wenn aufgrund europarechtlicher Regelungen eine Aufgabe
unmittelbar den Gemeinden oder Gemeindeverbänden über-
tragen wird, findet das Konnexitätsprinzip nur insoweit An-
wendung, als dem Land zur Umsetzung ein eigener Spielraum
verbleibt und dieser genutzt wird (§ 1 Abs. 2 des Konnexitäts-
ausführungsgesetzes). Entsprechende Umstände sind durch
den vorliegenden Gesetzentwurf nicht gegeben, weil sich die
kostenwirksamen Regelungen aus der Umsetzung der zwin-
genden Vorgaben der Richtlinie 2007/2/EG ergeben; eigene
Gestaltungsspielräume des Landes, die Verpflichtungen der
Gemeinden und Gemeindeverbände begründen, werden
durch das vorliegende Gesetz nicht genutzt. 

Gesetzesfolgenabschätzung

Der Aufbau, der Betrieb und die Verwendung der Geodaten-
infrastruktur und des Geoportals stellen eine besondere Her-
ausforderung an das Zusammenspiel von Recht und Technik
dar. Der Gesetzentwurf berücksichtigt die derzeit erkenn-
baren Problemstellungen. Darüber hinaus ist vorgesehen, die
Auswirkungen des Gesetzes in der Praxis in den kommenden
Jahren zu evaluieren. Nach einem Anwendungszeitraum von
drei Jahren sollen die gesammelten Erfahrungen im Rahmen
einer retrospektiven Gesetzesfolgenabschätzung untersucht
und notwendige gesetzliche Anpassungen herausgearbeitet
werden.

Gender-Mainstreaming 

Der Entwurf des Landesgeodateninfrastrukturgesetzes defi-
niert im Wesentlichen Instrumente, die den Zugang zu Geo-
daten und die Verwendung dieser Geodaten ermöglichen. Eine
Gleichstellungsrelevanz ist lediglich bei den Bestimmungen
zur Koordination des Aufbaus und Betriebs der Geodaten-
infrastruktur Rheinland-Pfalz gegeben (§ 10). Die Besetzung
des Lenkungsausschusses für Geodateninfrastruktur erfolgt
nach den Prinzipien des Doppelbesetzungs- und Reißver-
schlussverfahrens. Ansonsten sind Frauen und Männer durch
die Regelungen nicht in spezifischer Weise betroffen. Die
Regelungen sind geschlechtsneutral formuliert. 

Anhörung

Der Kommunale Rat hat den Gesetzentwurf zur Kenntnis ge-
nommen.

Zu dem Gesetzentwurf wurden nach § 129 der Gemeindeord-
nung und nach § 72 der Landkreisordnung die kommunalen
Spitzenverbände gehört.

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz wurde auf der
Grundlage des § 24 Abs. 4 des Landesdatenschutzgesetzes be-
teiligt.

Eine Beteiligung der Spitzenorganisationen der Gewerkschaf-
ten im Sinne des § 53 des Beamtenstatusgesetzes in Verbindung
mit § 105 des Landesbeamtengesetzes kam nicht in Betracht,
weil der Gesetzentwurf keine beamtenrechtlichen Verhältnisse
regelt.

Die angehörten Stellen haben keine Bedenken oder Anregun-
gen vorgebracht.
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B. Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu § 1 

Diese Bestimmung definiert das Ziel des Landesgeodaten-
infrastrukturgesetzes, einerseits den Zugang der Öffentlich-
keit zu den Geodaten zu schaffen und andererseits durch
strukturierte Bestimmungen über Zugang, Lizenzierung und
anfallende Kosten deren Verwendung zu vereinfachen. Geo-
dateninfrastrukturen gelten als wichtige Informationsnetz-
werke im E-Government, mit denen Geodaten verschiedener
Fachressorts und Verwaltungsebenen über Internetdienste
verknüpfbar sind. Daher kommt der Geodateninfrastruktur
in Rheinland-Pfalz eine Basisfunktion zu, deren Aufbau und
Betrieb als staatliche Infrastrukturleistung auch den Wirt-
schaftsstandort Rheinland-Pfalz fördert. 

Darüber hinaus stellt die Zweckbestimmung klar, dass die
Geodateninfrastruktur Rheinland-Pfalz kein isoliertes Vor-
haben in Rheinland-Pfalz darstellt, sondern vor dem Hinter-
grund der Ziele der Richtlinie 2007/2/EG integraler Be-
standteil einer nationalen Geodateninfrastruktur für die Bun-
desrepublik Deutschland ist. Letztlich stellt sich INSPIRE als
kaskadierendes System nationaler bzw. föderaler Geodaten-
infrastrukturen dar.

Zu § 2 

§ 2 setzt den institutionellen Anwendungsbereich des Geset-
zes auf der Grundlage der Bestimmungen in Artikel 3 Nr. 9
Satz 1 der Richtlinie 2007/2/EG in Landesrecht um. Adres-
saten der Richtlinie 2007/2/EG und somit auch des Landes-
geodateninfrastrukturgesetzes sind vorrangig Behörden.

Zu Absatz 1

Absatz 1 setzt den Behördenbegriff des Artikels 3 Nr. 9
Satz 1 Buchst. a der Richtlinie 2007/2/EG in Landesrecht um.
Er bezieht jedoch nur diejenigen öffentlichen Stellen ein, die
bei der Wahrnehmung ihrer öffentlichen Aufgaben Geodaten
verarbeiten. Die Verarbeitung umfasst in entsprechender
Umsetzung des Artikels 4 Abs. 1 Buchst. c der Richtlinie
2007/2/EG nicht nur die Erhebung und Speicherung (Erstel-
lung), sondern auch die Nutzung sowie die Aktualisierung
oder Übermittlung der erhobenen und gespeicherten Geoda-
ten. Begrifflich wird dabei an die Bestimmungen des Landes-
datenschutzgesetzes angeknüpft. Im Einklang mit Artikel 3
Nr. 9 Satz 2 der Richtlinie 2007/2/EG nimmt Absatz 1 öffent-
liche Stellen vom Anwendungsbereich aus, wenn diese in ge-
richtlicher oder gesetzgebender Eigenschaft handeln. Dem-
entsprechend sind beispielsweise die Gerichte und der Land-
tag Rheinland-Pfalz nur dann „öffentliche Geodaten verar-
beitende Stellen“, wenn sie Verwaltungsaufgaben wahrneh-
men. Absatz 1 nimmt auch die Ministerien aus, soweit sie
rechtssetzend tätig werden.

Außerdem liegt eine Verarbeitung vor, wenn Geodaten einer
öffentlichen Geodaten verarbeitenden Stelle im Rahmen der
Erfüllung ihres öffentlichen Auftrags zugehen. Einer öffent-
lichen Geodaten verarbeitenden Stelle lediglich informations-
halber zugegangene Geodaten begründen somit keine Geo-
datenverarbeitung. 

Soweit öffentliche Gremien öffentliche Geodaten verarbei-
tende Stellen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben beraten
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(Artikel 3 Nr. 9 Satz 1 Buchst. a der Richtlinie 2007/2/EG),
sind sie über die fachlich beratene öffentliche Geodaten ver-
arbeitende Stelle dem Anwendungsbereich des Gesetzes eben-
falls unterworfen. Aufgrund dieser klaren Zuordnung wurde
auf eine eigenständige gesetzliche Regelung verzichtet. Soweit
die Berufung durch mehrere Stellen der öffentlichen Verwal-
tung wahrgenommen wird, ist es deren Aufgabe, eine einver-
nehmliche Entscheidung darüber zu treffen, welche Stelle die
Aufgaben nach diesem Gesetz wahrnehmen soll. 

Aus gesetzestechnischen Gründen wird für die Stellen nach
Absatz 1 die Kurzbezeichnung „öffentliche Geodaten verar-
beitende Stelle“ eingeführt.

Zu Absatz 2 

Absatz 2 trägt der Tatsache Rechnung, dass vielfach Aufgaben
der öffentlichen Verwaltung durch Rechtsvorschrift auf natür-
liche oder juristische Personen des privaten Rechts übertragen
sind oder diese Stellen im Zusammenhang mit dem Umwelt-
schutz öffentliche Zuständigkeiten haben, öffentliche Auf-
gaben wahrnehmen oder öffentliche Dienstleistungen erbrin-
gen. In Übereinstimmung mit Artikel 3 Nr. 9 Satz 1 Buchst. b
und c der Richtlinie 2007/2/EG stellt das Gesetz diese Perso-
nen den öffentlichen Geodaten verarbeitenden Stellen nach
Absatz 1 gleich. 

Von den Bestimmungen des Absatzes 2 sind auch die „teilrechts-
fähigen“ Gesellschaften und Zusammenschlüsse, wie BGB-Ge-
sellschaften und Personengesellschaften erfasst, weil der in der
Richtlinie 2007/2/EG (europarechtlich) verwendete Begriff
„juristische Person“ weiter zu verstehen ist als derjenige des
deutschen Zivilrechts.

Zu Absatz 3

Für den Begriff der Kontrolle über die Personen nach Ab-
satz 2 Nr. 2 enthält die Richtlinie 2007/2/EG keine Vorgaben.
Vor dem Hintergrund des inhaltlichen Zusammenhangs des
Gesetzentwurfs mit dem Umweltinformationsrecht wurden
für die Definition des Begriffs der Kontrolle die Bestimmun-
gen des § 2 Abs. 2 Nr. 2 des Landesumweltinformationsgeset-
zes vom 19. Oktober 2005 (GVBl. S. 484, BS 2129-7) inhaltlich
übernommen. Entsprechend der Zielrichtung der Richtlinie
2007/2/EG, Informationen für die Festlegung und Durch-
führung einer gemeinschaftlichen Umweltpolitik mit hohem
Schutzniveau sowie für andere Gemeinschaftspolitiken um-
fassend zur Verfügung zu haben und kombinieren zu können,
ist der Anwendungsbereich nicht abschließend geregelt („ins-
besondere“). Hierdurch soll die Möglichkeit eröffnet werden,
Geodaten von natürlichen und juristischen Personen mit ein-
zubeziehen, die öffentliche Zuständigkeiten haben, Aufgaben
der öffentlichen Verwaltung wahrnehmen oder die öffentliche
Dienstleistungen erbringen. Dies gilt insbesondere in den Fäl-
len, in denen am Zugang ein öffentliches Interesse besteht,
diese Stellen aber bei einer engen Auslegung des Begriffs der
Kontrolle nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 des Landesumweltinforma-
tionsgesetzes von den Vorschriften dieses Gesetzes nicht er-
fasst wären. Letztlich trägt die offene Formulierung auch dem
Erwägungsgrund Nummer 7 der Richtlinie 2007/2/EG Rech-
nung, der sich ausdrücklich für eine Geltung der Richtlinie
2007/2/EG unbeschadet der Richtlinie 2003/4/EG aus-
spricht.
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Zu Absatz 4 

Absatz 4 erstreckt den Anwendungsbereich des Gesetzes auch
auf sonstige, in Absatz 2 noch nicht genannte natürliche und
juristische Personen des privaten Rechts, soweit diese auf frei-
williger Basis über die nationale Geodateninfrastruktur Geo-
daten und Geodatendienste sowie Metadaten zugänglich ma-
chen und sich den Bestimmungen des Landesgeodateninfra-
strukturgesetzes durch Verpflichtung unterwerfen. Die Rege-
lung setzt Artikel 12 Satz 2 der Richtlinie 2007/2/EG um und
zielt insbesondere auf Unternehmen ab, die beabsichtigen, die
Geodateninfrastruktur auch als Anbieter zu nutzen. 

Von den Bestimmungen sind auch die „teilrechtsfähigen“ Ge-
sellschaften und Zusammenschlüsse wie BGB-Gesellschaften
und Personengesellschaften erfasst, weil der in der Richtlinie
2007/2/EG (europarechtlich) verwendete Begriff „juristische
Person“ weiter zu verstehen ist als derjenige des deutschen
Zivilrechts.

Aus gesetzestechnischen Gründen wird für diese Stellen die
Kurzbezeichnung „private Geodaten verarbeitende Stelle“ ein-
geführt.

Zu Absatz 5 

Der Gesetzentwurf bestimmt, dass bestehende Vorschriften
des Bundes und des Landes über die Zuständigkeit bei der
Wahrnehmung von Aufgaben, die Verarbeitung von Geoda-
ten, die Zugangsbeschränkungen, die Verwendungsvorbehal-
te, die Rechte des geistigen Eigentums (insbesondere Urhe-
berrechte oder verwandte Schutzrechte), die Vergabe von Li-
zenzen für die Verwendung von Geodaten und die Erhebung
von Kosten (Gebühren und Auslagen) und sonstigen Entgel-
ten für diese Lizenzen den Bestimmungen dieses Gesetzes vor-
gehen. Gewachsenes und bewährtes Fachrecht findet dadurch
weiterhin Anwendung.

Hinsichtlich des Vorrangs bereichsspezifischer Vorschriften
über den Schutz personenbezogener Geodaten gegenüber dem
allgemeinen Datenschutzrecht gelten die Regelungen des § 1
Abs. 3 Satz 1 des Bundesdatenschutzgesetzes und des § 2
Abs. 7 des Landesdatenschutzgesetzes. 

Zu § 3

§ 3 definiert in Einklang mit Artikel 3 der Richtlinie 2007/
2/EG die im Gesetz verwendeten Fachbegriffe.

Zu Absatz 1 

Der Begriff „Geodaten“ ist entsprechend Artikel 3 Nr. 2 der
Richtlinie 2007/2/EG definiert. Geodaten haben als kenn-
zeichnendes Element einen Raumbezug, über den sie mitein-
ander verknüpft und dargestellt werden können. Sie beschrei-
ben Objekte und Sachverhalte, die durch eine Position im
Raum direkt (beispielsweise durch Koordinaten) oder indirekt
(beispielsweise durch Beziehungen wie die postalische Adresse)
referenzierbar sind. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 definiert „Netzdienste“ in Anlehnung an Kapitel IV
der Richtlinie 2007/2/EG als allgemeine Anwendungen zur
Kommunikation, Transaktion und Interaktion auf der Grund-
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lage elektronischer Netze (z. B. Internet), die als sogenannte
Querschnittsdienste in Kombination mit den Geodatendiens-
ten den Zugriff auf und die Verwendung von Geodaten steu-
ern. Hierzu zählen beispielsweise Betriebsdienste, Sicher-
heitsdienste und Dienste des elektronischen Geschäftsver-
kehrs nach den Artikeln 11 und 14 Abs. 4 der Richtlinie
2007/2/EG. 

Zu Absatz 3 

Geodatendienste sind Netzdienste nach Kapitel IV der Richt-
linie 2007/2/EG, die Geodaten und Metadaten in strukturier-
ter Form über ein Netzwerk zugänglich machen und austau-
schen, beziehungsweise Funktionen auf entfernten Rechnern
aufrufen und damit zur Automatisierung geeignet sind. Die
Definition setzt Artikel 3 Nr. 4 der Richtlinie 2007/2/EG
sinngemäß um und konkretisiert die Art der vorzuhaltenden
Geodatendienste entsprechend Artikel 11 Abs. 1 Satz 1
Buchst. a bis e der Richtlinie 2007/2/EG wie folgt:

– Suchdienste

Die Definition entspricht dem Wortlaut des Artikels 11
Abs. 1 Satz 1 Buchst. a der Richtlinie 2007/2/EG. Such-
dienste sind die oberste Ebene des Zugangs zu Geodaten.
Den über die Kommunikationsformen von Mensch-zu-Ma-
schine oder Maschine-zu-Maschine genutzten Suchdiensten
liegen Metadaten in einem Katalog oder einem Register zu-
grunde, mit denen sich Geodaten und Geodatendienste auf-
finden lassen. Dies unterstreicht vor allem die Bedeutung
der Metadaten im Rahmen der Datengrundlage der Geo-
dateninfrastruktur.

– Darstellungsdienste

Die Definition entspricht dem Wortlaut des Artikels 11
Abs. 1 Satz 1 Buchst. b der Richtlinie 2007/2/EG. Darstel-
lungsdienste (internetbasierte Anwendungen) ermöglichen
es, Geodaten am Computer-Bildschirm in verschiedenen
Ausschnitten („zu verschieben“) und Maßstäben („ver-
größern/verkleinern“) zu betrachten. Sie beinhalten ferner
die Möglichkeit, Geodaten verschiedener Themenbereiche
gemeinsam darzustellen („zu überlagern“) und Legenden-
informationen (Zeichenerklärungen) und Metadateninhalte
anzuzeigen. 

– Dienste zum Abrufen – Downloaddienste

Der Begriff wird entsprechend dem Wortlaut des Arti-
kels 11 Abs. 1 Satz 1 Buchst. c der Richtlinie 2007/2/EG
definiert. Downloaddienste dienen dem Herunterladen
von Geodaten. Mit diesen Diensten erfolgt der direkte Zu-
griff der Nutzerin oder des Nutzers auf Kopien der Geo-
daten und damit auch die physikalische Datenübertragung. 

– Transformationsdienste

Der Begriff wird in Anlehnung an den Wortlaut des Arti-
kels 11 Abs. 1 Satz 1 Buchst. d der Richtlinie 2007/2/EG
definiert. Transformationsdienste dienen dazu, Geodaten,
die in verschiedenen Koordinatensystemen vorliegen, mit-
tels gängiger Transformationsmethoden (beispielsweise
Ähnlichkeitstransformation, affine Transformation) inein-
ander zu überführen, um eine gemeinsame Darstellung und
Verwendung zu ermöglichen. Die vom Wortlaut des Arti-
kels 11 Abs. 1 Satz 1 Buchst. d der Richtlinie 2007/2/EG
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abweichende Formulierung stellt ausdrücklich nur auf die
geodätische Umwandlung ab. Das Darstellen von Geoda-
ten verschiedener Herkunft in gemeinsamen Koordina-
tensystemen ist eine Grundvoraussetzung für deren Inter-
operabilität.

– Dienste zum Abrufen von Geodatendiensten

Der in Artikel 11 Abs. 1 Satz 1 Buchst. e der Richtlinie
2007/2/EG genannte Begriff ist in diesem Gesetz konkre-
tisiert. Der Zweck der Dienste zum Abrufen von Geo-
daten, nämlich die Mensch-zu-Maschine-Kommunikation
zu erleichtern, wird klargestellt. Dies spielt in der dienste-
orientierten, auf Standards basierenden Architektur der
Geodateninfrastruktur eine entscheidende Rolle.

Zu Absatz 4 

Die Begriffsdefinition folgt dem Wortlaut des Artikels 3
Nr. 6 der Richtlinie 2007/2/EG. Metadaten beschreiben Geo-
daten und Geodatendienste („Daten über Daten“). Metadaten
dienen der semantischen Strukturierung von Geodaten und
Geodatendiensten. Sie sind unter anderem Grundlage für das
Auffinden bestimmter Geodaten und Geodatendienste und
erleichtern die Vergleichbarkeit von Suchergebnissen. 

Zu Absatz 5

Absatz 5 definiert die Interoperabilität von Geodaten und
Geodatendiensten als ein zentrales Anliegen nach Artikel 3
Nr. 7 und dem Kapitel III der Richtlinie 2007/2/EG. Grund-
lage zur Vernetzung von Geodaten und Geodatendiensten
bilden gemeinsame technische und semantische Standards in-
ternational anerkannter Gremien wie der International Stan-
dardization Organization (ISO), dem Open Geospatial Con-
sortium (OGC) oder dem World Wide Web Consortium
(W3C). Die Standardisierung und Harmonisierung folgt aus
der Erarbeitung von europaweit geltenden Durchführungs-
bestimmungen, die nach § 14 dieses Gesetzes als Rechts-
verordnung umgesetzt werden. Artikel 10 der Richtlinie
2007/2/EG fordert die Offenlegung aller Standards, um die
Interoperabilität auch für Daten und Dienste von privaten
Geodaten verarbeitenden Stellen (§ 2 Abs. 4) zu gewährleisten. 

Zu Absatz 6 

Die Definition des Begriffs „Geodateninfrastruktur“ erfolgt in
Anlehnung an Artikel 3 Nr. 1 der Richtlinie 2007/2/EG. Sie
ist eine umfassende Grundeinrichtung mit technischen, orga-
nisatorischen und administrativen Bestandteilen, die das Ziel
verfolgt, Geodaten über Geodatendienste in einem Netzwerk
interoperabel verfügbar zu machen. 

Zu Absatz 7 

Absatz 7 bestimmt den Begriff des „Geoportals“ als Zugangs-
punkt (Netzknoten) zu den Geodaten und den Geodaten-
diensten einer Geodateninfrastruktur in Anlehnung an Arti-
kel 3 Nr. 8 der Richtlinie 2007/2/EG. Die Begriffsbestim-
mung stellt klar, dass ein Geoportal keine Geodaten enthält,
sondern den Zugang zu Geodaten über Geodatendienste und
weitere Netzdienste ermöglicht. Für Rheinland-Pfalz wird
dies über das Geoportal Rheinland-Pfalz realisiert (§ 9 Abs. 2).
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Zu § 4 

Zu Absatz 1 

Entsprechend den in Artikel 4 Abs. 1 Buchst. a bis d der Richt-
linie 2007/2/EG aufgeführten Kriterien wird der Bereich der
vom Gesetz betroffenen Geodaten bestimmt und eingegrenzt. 

Zu Nummer 1 

Die räumliche Eingrenzung entspricht der verfassungs-
gemäßen Regelungskompetenz und schränkt folglich den Gel-
tungsbereich auf solche Geodaten ein, die sich auf das Gebiet
des Landes Rheinland-Pfalz beziehen.

Zu Nummer 2 

Eine Verpflichtung öffentlicher oder privater Geodaten ver-
arbeitender Stellen Angaben, die nicht in digitaler Form vor-
liegen, in digitale Geodaten zu überführen, wird durch diese
Vorschrift nicht begründet. 

Zu Nummer 3 

Nummer 3 stellt klar, dass von dem Gesetz nur Geodaten und
Geodatendienste betroffen sind, die bei einer öffentlichen oder
privaten Geodaten verarbeitenden Stelle vorhanden sind oder
für diese bereitgehalten werden. Die Regelung setzt auf Arti-
kel 4 Abs. 4 der Richtlinie 2007/2/EG auf, die ausdrücklich
die Sammlung neuer Geodaten nicht vorschreibt. Außerdem
werden von der Vorschrift auch solche Geodaten und Geo-
datendienste erfasst, die im Auftrag einer öffentlichen oder pri-
vaten Geodaten verarbeitenden Stelle durch einen Dritten be-
reitgehalten (gehostet) werden.

Eröffnen Dritte nach § 2 Abs. 4 aufgrund entsprechender Ver-
pflichtung einen Zugang zu ihren Geodaten und Geodaten-
diensten, gelten diese als Bestandteil der Geodateninfrastruk-
tur. 

Zu Nummer 4 

Nummer 4 legt die Gegenstände für die Geodaten fest, auf die
das Landesgeodateninfrastrukturgesetz Anwendung findet.
Die Liste der Gegenstände mit den jeweiligen Erläuterungen
entspricht den Anhängen I bis III der Richtlinie 2007/2/EG
und ist wegen ihres Umfangs und im Interesse der Übersicht-
lichkeit in die Anlagen 1 bis 3 zu § 4 Abs. 1 Nr. 4 aufgenom-
men worden. Eine nähere Spezifikation dieser Gegenstände er-
folgt im Rahmen der Durchführungsvorschriften nach § 14. 

Zu Absatz 2 

Entsprechend Artikel 4 Abs. 5 der Richtlinie 2007/2/EG stellt
die Bestimmung klar, dass Geodaten und Geodatendienste, an
denen Rechte Dritter insbesondere hinsichtlich des geistigen
Eigentums bestehen, dem Gesetz nur unterliegen, wenn und
soweit diese Dritten zugestimmt haben. 

Zu Absatz 3 

Die Bestimmung setzt die Einschränkung des Artikels 4 Abs.
6 der Richtlinie 2007/2/EG in Landesrecht um. Geodaten, die
bei einer öffentlichen Geodaten verarbeitenden Stelle auf der
untersten Verwaltungsebene vorhanden sind oder bereitge-
halten werden, sind von den Bestimmungen des Landesgeo-
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dateninfrastrukturgesetzes nur dann betroffen, wenn deren
Sammlung (Erhebung, Speicherung, Nutzung und Aktualisie-
rung) oder Verbreitung (Übermittlung) durch Bundes- oder
Landesrecht vorgeschrieben ist. Die „unterste Verwaltungs-
ebene“ ist begrifflich in der Richtlinie 2007/2/EG nicht defi-
niert. In Rheinland-Pfalz handelt es sich hierbei um die auf ört-
licher Ebene nach Bundes- oder Landesrecht fachlich zustän-
digen Stellen. Hierzu gehören insbesondere auch die Verwal-
tungen der verbandsfreien Gemeinden, der Verbandsgemein-
den, der kreisfreien und der großen kreisangehörigen Städte
sowie der Landkreise. 

Zu Absatz 4 

Mit Absatz 4 wird im Sinne des Artikels 4 Abs. 2 der Richt-
linie 2007/2/EG klargestellt, dass im Falle identischer Kopien
derselben Geodaten die Regelungen des Landesgeodaten-
infrastrukturgesetzes nur für die Originalversion (Referenz-
version) gelten. Nur die für die Ursprungsversion verant-
wortliche Stelle ist für den interoperablen Zugang verant-
wortlich. Durch veränderte Kopien entstehen regelmäßig
eigenständige Geodaten. Für den Zugang im Rahmen der Geo-
dateninfrastruktur ist die verändernde Stelle verantwortlich.

Zu Absatz 5 

Absatz 5 definiert die gegenüber der Richtlinie 2007/2/EG er-
weiterte Zielvorstellung des Gesetzes, auch nicht in digitaler
Form vorhandene, für die Geodateninfrastruktur aber be-
deutsame Geodaten in die elektronische Form zu überführen.
Die „Kann“-Vorschrift verdeutlicht, dass damit keine Ver-
pflichtung für die öffentliche oder private Geodaten verarbei-
tende Stelle begründet wird. Vielmehr soll dieses Ziel auf frei-
williger Grundlage im Rahmen vorhandener Ressourcen um-
gesetzt werden. 

Zu Absatz 6

Die Bestimmung gibt vor, dass über die Aufnahme von Geo-
daten und Geodatendiensten privater Dritter in die Geodaten-
infrastruktur das Landesamt für Vermessung und Geobasis-
information Rheinland-Pfalz im Einvernehmen mit dem Len-
kungsausschuss für Geodateninfrastruktur entscheidet. Die
Regelung ist erforderlich, um eine klare Entscheidungskom-
petenz im Falle nicht eindeutiger fachlicher Zuordnung der je-
weiligen Geodatenthemen oder im Streitfall zu erreichen. Das
Landesamt für Vermessung und Geobasisinformation Rhein-
land-Pfalz ist bei der Entscheidung insbesondere den Zielen
des Gesetzes und den Gegenständen der Anlagen 1 bis 3 ver-
pflichtet. 

Zu § 5 

Zu Absatz 1 

Die Interoperabilität der Geodaten und Geodatendienste ist
das zentrale Anliegen der Richtlinie 2007/2/EG. Sie lässt sich
mit vertretbarem Aufwand nur sicherstellen, wenn diese Da-
ten und Dienste einen gemeinsamen Bezug haben. Die Daten
des amtlichen Vermessungswesens (vermessungstechnischer
Raumbezug, geotopografische Informationen, Liegenschafts-
kataster) sind deshalb im Landesgeodateninfrastrukturgesetz
als fachneutrale Grundlage der Geodateninfrastruktur festge-
legt. Sie werden den öffentlichen und privaten Geodaten ver-
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arbeitenden Stellen von den Vermessungs- und Kataster-
behörden zur Verwendung für die Zwecke dieses Gesetzes be-
reitgestellt. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 begründet die Pflicht der fachlich zuständigen öffent-
lichen und privaten Geodaten verarbeitenden Stellen Geo-
daten nach § 4 Abs. 1 als eigenständigen Bestandteil der Daten-
grundlage der Geodateninfrastruktur zugänglich zu machen.
Durch die Zuordnung der Geodaten nach § 4 Abs. 1 als
eigenständiger Bestandteil der Geodateninfrastruktur wird
klargestellt, dass sich die Rechte und Pflichten der fachlich zu-
ständigen öffentlichen und privaten Geodaten verarbeitenden
Stellen (z. B. Landesamt für Geologie und Bergbau, Landesamt
für Umwelt, Wasserwirtschaft und Gewerbeaufsicht oder
Landesbetrieb Mobilität) bezüglich der Geodaten hierdurch
nicht ändern. Außerdem wird die aus Absatz 1 folgende
Grundlagenfunktion der Geobasisinformationen des amt-
lichen Vermessungswesens – die im Übrigen für Landes-
behörden bereits durch § 11 Abs. 2 des Landesgesetzes über das
amtliche Vermessungswesen vom 20. Dezember 2000 (GVBl.
S. 572), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
26. November 2008 (GVBl. S. 296), BS 219-1, vorgegeben ist –
für alle öffentlichen und privaten Geodaten verarbeitenden
Stellen verpflichtend festgelegt. 

Zu Absatz 3 

Die europäische Geodateninfrastruktur, deren Rahmen mit
der Richtlinie 2007/2/EG geschaffen wird, zielt auf den Zu-
gang zu konsistenten, kohärenten Geodaten ab. Mit dem Lan-
desgeodateninfrastrukturgesetz kann eine Harmonisierung
von Geodaten über das Gebiet des Landes Rheinland-Pfalz
hinaus nicht erzielt werden. Um dennoch dort, wo Geodaten
grenzübergreifend benötigt werden, die in der Bundesrepublik
Deutschland und auf europäischer Ebene geforderte Interope-
rabilität herzustellen, sind die zuständigen rheinland-pfälzi-
schen öffentlichen und privaten Geodaten verarbeitenden
Stellen zur Abstimmung mit den zuständigen Stellen der an-
deren Bundesländer und der Mitgliedstaaten der Europäischen
Union verpflichtet. 

Zu § 6 

Zu Absatz 1 

Die öffentlichen und privaten Geodaten verarbeitenden Stel-
len werden verpflichtet, die bei ihnen vorhandenen Geodaten
und Metadaten über Geodatendienste zugänglich zu machen.
Wie diese Anforderung von der öffentlichen oder privaten
Geodaten verarbeitenden Stelle erfüllt wird, bleibt dieser
grundsätzlich selbst überlassen. Es besteht einerseits die Mög-
lichkeit, die Daten über die im Geoportal zentral angebotenen
Geodatendienste verfügbar zu machen. Die öffentliche oder
private Geodaten verarbeitende Stelle kann jedoch auch eigene
Geodatendienste zur Verfügung stellen, soweit diese den An-
forderungen dieses Gesetzes und seiner Durchführungsvor-
schriften entsprechen. Die Geodatendienste müssen über das
Geoportal (§ 9 Abs. 2) unmittelbar oder über dort eingebun-
dene Links auf öffentliche Webportale/Webverzeichnisse zu-
gänglich sein.
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Zu Absatz 2 

Die Regelung setzt Artikel 11 Abs. 1 Satz 2 der Richtlinie
2007/2/EG als allgemeine Anforderung an die Geodaten-
dienste in Landesrecht um. Die Geodatendienste und Netz-
dienste sind vor allem anforderungs- und verwendungsgerecht
öffentlich zugänglich zu machen. Hierdurch ergibt sich auch
eine Verpflichtung, die Dienste an das sich verändernde Um-
feld dynamisch anzupassen.

Zu Absatz 3 

Suchdienste dienen dem Auffinden von Geodaten anhand von
Metadaten als erste Ebene des Zugangs zu Geodaten. Das Fin-
den der Geodaten ist Voraussetzung für deren Darstellung
und Download. Die Richtlinie 2007/2/EG nennt in Artikel
11 Abs. 2 eine Liste der Suchmerkmale, die in den Nummern
1 bis 6 als Mindestanforderung an Suchdienste genannt sind.
Die Übereinstimmung der Geodaten mit den Vorgaben aus
den Durchführungsbestimmungen gemäß Artikel 7 Abs. 1
der Richtlinie 2007/2/EG ist als Qualitätsmerkmal unter
Nummer 4 subsumiert.

Zu § 7 

Zu Absatz 1 

Die in den Metadaten enthaltenen Informationen sind we-
sentlich für den Zugang zu und die Nutzung von Geodaten
und Geodatendiensten. Absatz 1 verpflichtet die öffentlichen
und privaten Geodaten verarbeitenden Stellen nach Artikel 5
Abs. 1 der Richtlinie 2007/2/EG, die entsprechenden Meta-
daten zu den Geodaten und Geodatendiensten zu erheben, zu
speichern, zu übermitteln und regelmäßig zu aktualisieren. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 bestimmt in allgemeiner Form die Mindestanforde-
rungen an die Inhalte der Metadaten zu Geodaten allgemein
in Anlehnung an Artikel 5 Abs. 2 in Verbindung mit Artikel
11 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 2007/2/EG. Die in Artikel 5
Abs. 2 der Richtlinie 2007/2/EG genannten Mindestanfor-
derungen wurden mit den Mindestanforderungen an Such-
dienste (Artikel 11 Abs. 2 Richtlinie 2007/2/EG) harmoni-
siert. Suchdienste sollen die Suche nach Geodaten und Geo-
datendiensten über Metadaten ermöglichen. Insofern müssen
die Metadaten die für Suchdienste geltenden Anforderungen
erfüllen. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 bestimmt die Mindestanforderungen für die Inhalte
der Metadaten für Geodatendienste nach Artikel 5 Abs. 2 der
Richtlinie 2007/2/EG in zusammengefasster Form.

Zu § 8

Die Verknüpfbarkeit von Geodaten, Geodatendiensten und
Metadaten ist ein zentrales Anliegen der Richtlinie
2007/2/EG und somit ein wesentlicher Aspekt des
Landesgeodateninfrastrukturgesetzes. Die Interoperabilität
der Geodaten, Geodatendienste und Metadaten wird in dieser
Bestimmung den öffentlichen und privaten Geodaten verar-
beitenden Stellen auferlegt. 
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Zu § 9 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 gibt in Anlehnung an Artikel 11 Abs. 1 Satz 1 der
Richtlinie 2007/2/EG vor, dass Metadaten, Geodaten, Geo-
datendienste und Netzdienste über ein geeignetes elektroni-
sches Netzwerk miteinander zu verknüpfen sind. Nach der-
zeitigem technischem Stand ist das Internet das dazu geeig-
nete Netzwerk. Die Bestimmung stellt im Übrigen klar, dass
Geodaten und Geodatendienste nach § 4 Abs. 1 einschließlich
der zugehörigen Metadaten und Netzdienste Bestandteil der
Geodateninfrastruktur sind, unabhängig von der Art des Zu-
gangs über zentrale oder fachspezifische Geodatendienste.

Zu Absatz 2 

Absatz 2 schafft die rechtliche Grundlage für den Aufbau, die
Unterhaltung und die Weiterentwicklung des Geoportals
Rheinland-Pfalz. Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union
sind nach Artikel 15 Abs. 2 der Richtlinie 2007/2/EG ver-
pflichtet, einen Zugang zu ihren Geodatendiensten auf euro-
päischer Ebene über das zu schaffende „Geoportal INSPIRE“
zu gewährleisten. Den Mitgliedstaaten der Europäischen
Union wird freigestellt, eigene Zugangspunkte zu schaffen.
Der Zugang zur nationalen Geodateninfrastruktur ist über die
bereits vorhandenen Geoportale des Bundes und der Länder
gegeben. Für Rheinland-Pfalz besteht – wie in den anderen
Bundesländern – ein eigenes Geoportal, das den zentralen Zu-
gang zu den Metadaten, Geodaten, Geodatendiensten und
Netzdiensten nach diesem Gesetz auf Landesebene gebündelt
ermöglicht. Das Geoportal Rheinland-Pfalz ist Bestandteil
eines kaskadierenden Portalverbunds, das die rheinland-pfälzi-
schen Geodaten über das Geoportal der GDI-DE (Geoportal-
DE) für das europäische „Geoportal INSPIRE“ verfügbar
macht. 

Eine über die Zweckbestimmung dieses Gesetzes hinausge-
hende technische Verwendung des Geoportals Rheinland-
Pfalz für staatliche und kommunale Aufgaben, beispielsweise
um E-Government-Anwendungen zu vereinfachen oder zu
optimieren, bleibt unberührt. 

Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt fest, dass der Aufbau und der Betrieb des Geo-
portals Rheinland-Pfalz eine Aufgabe des Landes ist. 

Zu § 10 

Die Richtlinie 2007/2/EG verpflichtet die Mitgliedstaaten der
Europäischen Union in Artikel 18, geeignete Strukturen und
Mechanismen zu schaffen, um die Beiträge zu den nationalen
Geodateninfrastrukturen über die Verwaltungsgrenzen hin-
weg zu koordinieren, die Anforderungen der Verwenderinnen
und Verwender zu identifizieren und aufzugreifen sowie über
den Stand der inhaltlichen und rechtlichen Umsetzung der
Richtlinie Rechenschaft ablegen zu können. Die Bestimmun-
gen des § 10 schaffen die notwendigen Grundlagen zur Koor-
dination des Aufbaus und des Betriebs der Geodateninfra-
struktur. Die mit Ministerratsbeschluss vom 24. Mai 2005 ge-
schaffene und bewährte administrative Basis für den Aufbau
der Geodateninfrastruktur in Rheinland-Pfalz wird dabei
berücksichtigt. 
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Zu Absatz 1

Die erforderliche Koordination übernimmt künftig der Len-
kungsausschuss für Geodateninfrastruktur Rheinland-Pfalz,
dem je eine Vertreterin oder ein Vertreter der Staatskanzlei,
der Ministerien und der kommunalen Spitzenverbände an-
gehören. Die Mitwirkung der kommunalen Spitzenverbände
im Lenkungsausschuss ist wegen des hohen Anteils der bei den
kommunalen Gebietskörperschaften verarbeiteten Geodaten
und Geodatendiensten unabdingbar. Der Lenkungsausschuss
für Geodateninfrastruktur löst den bisherigen Interministeri-
ellen Ausschuss für Geoinformation ab. Vorsitz und Ge-
schäftsführung im Lenkungsausschuss für Geodateninfra-
struktur obliegen, wie bisher beim Interministeriellen Aus-
schuss für Geoinformation, dem für das Vermessungswesen
zuständigen Ministerium. Die beratende Teilnahme der oder
des Landesbeauftragten für den Datenschutz an den Sitzungen
des Lenkungsausschusses für Geodateninfrastruktur soll der
Wahrnehmung der datenschutzrechtlichen Belange beim Auf-
bau und dem Betrieb der Geodateninfrastruktur Rechnung
tragen. Die Vorschriften des § 1 Abs. 1 des Landesverwal-
tungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit den §§ 88 bis 93
des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Verfahren in Aus-
schüssen bleiben unberührt. Darüber hinaus gibt sich der Len-
kungsausschuss für Geodateninfrastruktur eine Geschäftsord-
nung zur Wahrnehmung seiner Aufgaben. Darin kann unter
anderem auch die Mitwirkung weiterer Personen und Stellen
(z. B. das Statistische Landesamt Rheinland-Pfalz, die Zentral-
stelle für Polizeitechnik, die Fachhochschule Mainz, der Lan-
desbetrieb Daten und Information und die Generaldirektion
Kulturelles Erbe) an den Sitzungen des Lenkungsausschusses
für Geodateninfrastruktur beispielsweise aufgrund eines
Mehrheitsbeschlusses festgelegt werden.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift setzt die Ziele des Gender-Mainstreamings der
Landesregierung durch die Förderung einer paritätischen Be-
setzung fachlicher Gremien mit Frauen und Männern nach
dem Doppelbenennungs- und Reißverschlussverfahren um.
Die entsendenden Stellen benennen jeweils eine Frau und
einen Mann zur Besetzung des Lenkungsausschusses für Geo-
dateninfrastruktur (Doppelbenennungsverfahren). Das den
Vorsitz im Lenkungsausschuss für Geodateninfrastruktur
führende Ministerium trifft unter dem Gesichtspunkt der pa-
ritätischen Besetzung die Auswahl der Personen. Nachbeset-
zungen ausscheidender Vertreterinnen oder Vertreter müssen
an der Majorität oder der Minorität eines Geschlechts im Len-
kungsausschuss für Geodateninfrastruktur ausgerichtet wer-
den (Reißverschlussverfahren). Abweichungen vom Doppel-
benennungs- und Reißverschlussverfahren sind zulässig, wenn
die Einhaltung der Vorgaben aus rechtlichen oder tatsäch-
lichen Gründen nicht möglich ist. Die entsendende Stelle hat
die hierfür maßgebenden Gründe vor dem Hintergrund des
Zwecks des Doppelbesetzungs- und Reißverschlussverfahrens
darzulegen.

Zu Absatz 3

Satz 1 legt die wesentlichen Aufgaben des Lenkungsausschus-
ses für Geodateninfrastruktur fest. 

Nummer 1 benennt als eine der Hauptaufgaben des Lenkungs-
ausschusses für Geodateninfrastruktur die Entwicklung der
fachlichen und technischen Grundsätze für die Führung und
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Weiterentwicklung der Geodateninfrastruktur und des Geo-
portals. Dabei sind insbesondere die politischen, rechtlichen
und technischen Rahmenbedingungen des Landes und der
Kommunen zu berücksichtigen. Von den Aufgaben des Len-
kungsausschusses nach Nummer 1 unberührt bleiben die Füh-
rung und Weiterentwicklung der Geodaten durch die fachlich
zuständigen Stellen.

Nummer 2 überträgt dem Lenkungsausschuss für Geoda-
teninfrastruktur die Aufgabe der erforderlichen Abstimmung
der fachlichen und technischen Grundsätze auf dem Gebiet
der Geodateninfrastruktur und des Geoportals auf der Ebene
des Bundes, der Länder und im Rahmen der interkommuna-
len Zusammenarbeit. Hierzu gehört auch die Mitwirkung des
Landes Rheinland-Pfalz im Lenkungsgremium (LG GDI-DE)
und in der vom Bund und den Ländern getragenen Geschäfts-
und Koordinierungsstelle (GKSt. GDI-DE). 

Nach Nummer 3 ist der Lenkungsausschuss für Geodatenin-
frastruktur für den Bereich des Landes Rheinland-Pfalz außer-
dem zuständig für die Unterstützung der nationalen Anlauf-
stelle nach Artikel 19 Abs. 2 der Richtlinie 2007/2/EG. Die
Mitgliedstaaten der Europäischen Union haben danach eine
nationale Anlaufstelle zu benennen. Durch Verwaltungsver-
einbarung zwischen dem Bund und den Ländern ist diese
nationale Anlaufstelle bei der Geschäfts- und Koordinie-
rungsstelle der Geodateninfrastruktur Deutschland (GKSt.
GDI-DE) eingerichtet worden. Wegen der föderalen Kompe-
tenzverteilung in der Bundesrepublik Deutschland ist die An-
laufstelle auf die Unterstützung und die Mitwirkung der Bun-
desländer angewiesen.

Nummer 4 sieht des Weiteren vor, dass der Lenkungsaus-
schuss für Geodateninfrastruktur einen Beratungs- und Unter-
stützungsauftrag zugunsten der öffentlichen und privaten Geo-
daten verarbeitenden Stellen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben
nach diesem Gesetz wahrnimmt. Hierdurch soll vor allem die
zielgerichtete und einheitliche Umsetzung der Vorschriften
dieses Gesetzes sichergestellt werden.

Satz 2 bestimmt, dass der Lenkungsausschuss für Geodatenin-
frastruktur bei seiner Aufgabenwahrnehmung durch eine zen-
trale Stelle unterstützt wird.

Zu Absatz 4

Die bisherigen operativen Aufgaben beim Aufbau der Geo-
dateninfrastruktur in Rheinland-Pfalz wurden von einer im
Landesamt für Vermessung und Geobasisinformation Rhein-
land-Pfalz gebildeten zentralen Stelle wahrgenommen. Ab-
satz 4 hält an dieser bewährten Organisationsform fest. Die
wesentlichen Aufgaben des Landesamts für Vermessung und
Geobasisinformation Rheinland-Pfalz als zentrale Stelle für
die Geodateninfrastruktur in Rheinland-Pfalz bestehen vor
allem 
– in der Vorbereitung und Umsetzung der Festlegungen des

Lenkungsausschusses für Geodateninfrastruktur, 
– in operativen Beratungs- und Unterstützungsleistungen

zugunsten der öffentlichen und privaten Geodaten verar-
beitenden Stellen,

– in der Wahrnehmung von Kontakten mit entsprechenden
Stellen des Bundes, der Länder und der Kommunen auf
dem Gebiet der Geodateninfrastruktur sowie

– in der Führung und Weiterentwicklung des Geoportals. 
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Zu § 11 

Die Bestimmung setzt den der Richtlinie 2007/2/EG zu-
grunde liegenden Öffentlichkeitsgrundsatz der Geodaten und
Geodatendienste um, der sich insbesondere aus dem Um-
kehrschluss der Vorschriften des Artikels 13 der Richtlinie
2007/2/EG ergibt. Vorbehaltlich der Bestimmungen im spe-
ziellen Bundes- oder Landesrecht nach § 2 Abs. 5 und den be-
sonderen Schutzbestimmungen in § 12 sollen danach die Geo-
daten und Geodatendienste der Öffentlichkeit grundsätzlich
generell zur Verfügung stehen. Darüber hinaus werden
Grundsätze für die Mindestanforderungen an Maßnahmen
zur Sicherstellung von Datenschutz und Datensicherheit fest-
gelegt, die in den Durchführungsvorschriften nach § 14 noch
näher zu spezifizieren sind.

Zu § 12 

Die Bestimmungen sehen eine Differenzierung bei den Be-
schränkungen des Zugangs zu Geodaten und Geodatendien-
sten im Einklang mit den Regelungen in Artikel 13 der Richt-
linie 2007/2/EG vor. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 eröffnet entsprechend Artikel 13 Abs. 1 Unterabs. 1
der Richtlinie 2007/2/EG die Möglichkeit, den Zugang zu
den Metadaten über Suchdienste zu beschränken, wenn die-
ser Zugang auf die internationalen Beziehungen, die bedeut-
samen Schutzgüter der öffentlichen Sicherheit oder die natio-
nale Verteidigung nachteilige Auswirkungen haben kann. Die
Einschränkung der Vorschrift auf bedeutsame Schutzgüter
der öffentlichen Sicherheit trägt der unterschiedlichen Aus-
legung des Begriffs der „öffentlichen Sicherheit“ im europäi-
schen und internationalen Recht Rechnung. Denn nach der
Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union ist
nicht jeder Verstoß gegen die Rechtsordnung auch eine Be-
einträchtigung der öffentlichen Sicherheit. Vielmehr umfasst
der Begriff der „öffentlichen Sicherheit“ regelmäßig die Grund-
interessen der Europäischen Union, zu denen auch ein we-
sentliches Individualrechtsgut gehören kann.

Über die Suchdienste sind die Metadaten der Geodaten bereits
abrufbar. Zu den verpflichtenden Inhalten der Metadaten
gehört nach § 7 Abs. 2 Nr. 3 der geografische Standort. Die
Öffentlichkeit solcher Positionsdaten kann bereits nachteilige
Auswirkungen auf die genannten Schutzgüter begründen. Bei
der Prognose, ob die Öffentlichkeit nachteilige Auswirkun-
gen auf die Schutzgüter haben kann, ist die jeweilige Bedeu-
tung der geschützten Belange zu berücksichtigen. Der Um-
fang der Beschränkung steht im Ermessen der entscheidenden
Stelle (Absatz 5). Die generelle Zugangssperre ist Ultima Ra-
tio. Zuvor ist zu prüfen, ob beispielsweise die Angabe keiner
oder weniger präziser Positionsangaben den Schutzzweck
ebenso erfüllt. Der in der Bestimmung eröffnete Ermessens-
spielraum kann im Einzelfall auf Null reduziert sein, wenn
spezielle Offenbarungsvorschriften im Sinne des § 2 Abs. 5
dies gebieten. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 eröffnet entsprechend Artikel 13 Abs. 1 Unterab-
satz 2 der Richtlinie 2007/2/EG die Möglichkeit, den Zugang
zu den erweiterten Informationen der Geodaten und Geo-
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datendienste zu beschränken, wenn dieser Zugang nachteilige
Auswirkungen auf die in den Nummern 1 bis 7 abschließend
aufgeführten Schutzgüter haben kann. Der in der Bestimmung
eröffnete Ermessensspielraum kann im Einzelfall auf Null
reduziert sein, wenn spezielle Offenbarungsvorschriften im
Sinne des § 2 Abs. 5 dies gebieten.

Nummer 1 setzt Artikel 11 Abs. 1 Unterabs. 2 Buchst. b der
Richtlinie 2007/2/EG in Landesrecht um. Diese Regelung
dient dem Schutz der internationalen Beziehungen, der be-
deutsamen Schutzgüter der öffentlichen Sicherheit oder der
Landesverteidigung. Die Einschränkung der Vorschrift auf be-
deutsame Schutzgüter der öffentlichen Sicherheit trägt der
unterschiedlichen Auslegung des Begriffs der „öffentlichen
Sicherheit“ im europäischen und nationalen Recht Rechnung. 

Nummer 2 setzt Artikel 11 Abs. 1 Unterabs. 2 Buchst. c der
Richtlinie 2007/2/EG in Landesrecht um. Sie dient dem
Schutz der Durchführung von Gerichtsverfahren sowie von
strafrechtlichen, ordnungswidrigkeitsrechtlichen oder diszi-
plinarrechtlichen Ermittlungen. Darüber hinaus wird der An-
spruch einer Person auf ein faires Verfahren geschützt. 

Nummer 3 setzt Artikel 11 Abs. 1 Unterabs. 2 Buchst. a der
Richtlinie 2007/2/EG in Landesrecht um. Diese Regelung
dient dem Schutz der Vertraulichkeit der Verfahren vor
Behörden, soweit dies in speziellen Rechtsvorschriften vorge-
schrieben ist. 

Nummer 4 setzt Artikel 11 Abs. 1 Unterabs. 2 Buchst. d der
Richtlinie 2007/2/EG in Landesrecht um. Diese Regelung
dient dem Schutz der Vertraulichkeit von Geschäfts- und Be-
triebsinformationen, soweit dies in speziellen nationalen
Rechtsvorschriften oder im europäischen Unionsrecht vorge-
sehen ist. Die Bestimmungen über die Vertraulichkeit müssen
dabei den Zweck verfolgen, berechtigte wirtschaftliche Inter-
essen zu schützen, einschließlich des öffentlichen Interesses an
der statistischen Geheimhaltung und des Steuergeheimnisses. 

Nummer 5 setzt Artikel 11 Abs. 1 Unterabs. 2 Buchst. e der
Richtlinie 2007/2/EG in Landesrecht um. Diese Bestimmung
dient dem Schutz der Rechte des geistigen Eigentums, vor al-
lem von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten. 

Nummer 6 setzt Artikel 11 Abs. 1 Unterabs. 2 Buchst. g der
Richtlinie 2007/2/EG in Landesrecht um. Die Bestimmung
dient dem Schutz der Interessen oder der Person privater Drit-
ter, die Geodaten und Geodatendienste für die Geodatenin-
frastruktur zur Verfügung gestellt haben, ohne dazu ver-
pflichtet zu sein oder verpflichtet werden zu können. Der Zu-
gang kann beispielsweise beschränkt werden, um diese frei-
willigen Informationsquellen nicht zu gefährden. Eine Zugangs-
beschränkung entfällt, wenn die privaten Dritten der Über-
mittlung der Informationen an die Öffentlichkeit zugestimmt
haben. 

Nummer 7 setzt Artikel 11 Abs. 1 Unterabs. 2 Buchst. h der
Richtlinie 2007/2/EG in Landesrecht um. Diese Regelung
dient dem Schutz einzelner Bereiche, auf die sich die Infor-
mationen der Geodateninfrastruktur beziehen können. Durch
diese Vorschrift soll verhindert werden, dass Informationen
über besonders schützenswerte Gegenstände im Sinne des § 4
Abs. 1 Nr. 4 (z. B. Schutzgebiete für Belange des Umwelt-
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schutzes und der Kultur, Lebensräume seltener Tier- oder
Pflanzenarten, Biotope) an die Öffentlichkeit gelangen. 

Zu Absatz 3

Absatz 3 setzt Artikel 11 Abs. 1 Unterabs. 2 Buchst. f der
Richtlinie 2007/2/EG in Anlehnung an § 13 Abs. 2 des Lan-
desgesetzes über das amtliche Vermessungswesen in Landes-
recht um. Die Regelung dient dem Schutz der Vertraulichkeit
personenbezogener Daten natürlicher Personen im Rahmen
des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung. Der Zugang
zu Namen und Geburtsdaten der Betroffenen darf öffent-
lichen Stellen offenbart werden, soweit dies zur Erfüllung
ihrer Aufgaben erforderlich ist. Personen und Stellen außer-
halb des öffentlichen Bereichs darf der Zugang zu Namen und
Geburtsdaten der Betroffenen nur eröffnet werden, wenn
diese ein berechtigtes Interesse an der Kenntnis der Daten dar-
legen und überwiegende schutzwürdige Interessen der Betrof-
fenen nicht beeinträchtigt werden. Der Zugang zu sonstigen
personenbezogenen Geodaten (z. B. Luftbilder, Karten mit
Flurstücksnummern oder Hausnummern) darf grundsätzlich
ohne Beschränkung eröffnet werden, es sei denn, bei einer
Eröffnung des Zugangs für Personen und Stellen außerhalb des
öffentlichen Bereichs werden im Einzelfall erkennbare über-
wiegende schutzwürdige Interessen der Betroffenen beein-
trächtigt.

Zu Absatz 4 

Absatz 4 eröffnet entsprechend Artikel 17 Abs. 7 der Richt-
linie 2007/2/EG die Möglichkeit, den Zugang im Rahmen der
gemeinsamen Nutzung der Geodaten und Geodatendienste
durch die nationalen öffentlichen Geodaten verarbeitenden
Stellen nach § 2 Abs. 1 und 2 Nr. 1 und die Behörden der Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union sowie der Organe und
Einrichtungen der Europäischen Union zu beschränken,
wenn dieser Zugang nachteilige Auswirkungen auf die in Ab-
satz 2 Nr. 1 und 2 abschließend aufgeführten Schutzgüter
haben kann.

Zu Absatz 5

Absatz 5 bestimmt das Verfahren bei der Festsetzung von Vor-
aussetzungen für den Zugang. Zuständig ist nach Satz 1 die je-
weilige öffentliche Geodaten verarbeitende Stelle. 

Soweit ein Zugang zu Geodaten und Geodatendiensten von
privaten Geodaten verarbeitenden Stellen eröffnet wurde, ent-
scheidet nach Satz 2 Halbsatz 1 das Landesamt für Vermessung
und Geobasisinformation Rheinland-Pfalz im Rahmen der
vorgenannten Bestimmungen. Dadurch soll eine objektive
Anwendung der Schutzbestimmungen des § 12 auch bei Geo-
daten und Geodatendiensten von privaten Geodaten verar-
beitenden Stellen sichergestellt werden. Darüber hinaus wird
ein im Einzelfall bestehender Zweifel hinsichtlich der Zustän-
digkeit vermieden. Satz 2 Halbsatz 2 verpflichtet das Landes-
amt für Vermessung und Geobasisinformation Rheinland-
Pfalz vor seiner Entscheidung die private Geodaten verarbei-
tende Stelle anzuhören.

Zu Absatz 6

Absatz 6 Satz 1 stellt entsprechend Artikel 13 Abs. 2 Satz 1
und 2 der Richtlinie 2007/2/EG klar, dass bei der Entschei-
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dung über eine Beschränkung des Zugangs nach den Absät-
zen 1, 2 und 4 das Interesse an einer Zugangsbeschränkung für
die jeweiligen Schutzgüter gegen das öffentliche Interesse an
der Bekanntgabe abzuwägen sind; die Gründe für eine Zu-
gangsbeschränkung sind dabei eng auszulegen. Satz 2 setzt das
Beschränkungsverbot für den Zugang zu Informationen über
Emissionen in die Umwelt nach Artikel 13 Abs. 2 Satz 3 der
Richtlinie 2007/2/EG in Landesrecht um.

Zu § 13 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 befugt die öffentlichen und privaten Geodaten ver-
arbeitenden Stellen im Einklang mit Artikel 17 Abs. 3 Satz 1
der Richtlinie 2007/2/EG, die Verwendung von Geodaten und
Geodatendiensten durch lizenzrechtliche Bestimmungen zu
steuern und für die Leistung Kosten oder sonstige Entgelte zu
erheben. Insbesondere die weitere Verwendung der über die
Geodateninfrastruktur zugänglich gemachten Geodaten und
Geodatendienste bedarf der Erlaubnis in Form einer Lizenz,
die regelmäßig auch die Verwendungsbedingungen und die
dafür zu entrichtenden Kosten oder sonstigen Entgelte beinhal-
tet. Die elektronische Lizenzerteilung wird im Vordergrund
stehen. Andere Formen sind jedoch nicht ausgeschlossen. 

Die Höhe der durch die öffentlichen Geodaten verarbeitenden
Stellen zu erhebenden Kosten regelt das Gesetz nicht. Sie er-
folgt auf der Grundlage der einschlägigen fachlichen Kosten-
regelungen.

Die grundsätzlichen Bestimmungen des Absatzes 1 werden
durch die folgenden Bestimmungen spezifiziert.

Zu Absatz 2 

Suchdienste sowie die über eine netzgebundene Bildschirm-
darstellung nicht hinausgehenden Darstellungsdienste stehen
der Öffentlichkeit nach Satz 1 kostenlos zur Verfügung. Die
Vorschrift folgt insoweit den Regelungen des Artikels 14
Abs. 1 der Richtlinie 2007/2/EG. 

Für Darstellungsdienste, die über eine netzgebundene Bild-
schirmdarstellung hinausgehen, können im Ausnahmefall
Geldleistungen gefordert werden, soweit dies im Einzelfall an-
gemessen ist. Die Regelung in Satz 2 greift Artikel 14 Abs. 2
der Richtlinie 2007/2/EG auf. Bei bestimmten Geodaten er-
folgt die Wertschöpfung bereits durch das Anschauen über
einen Darstellungsdienst. So lassen sich beispielsweise Wet-
terdaten im Sinne einer Refinanzierung nicht mehr kommer-
ziell vermarkten, wenn sie flächendeckend, zeitnah mit hohem
Aktualisierungszyklus und qualitätsgesichert über das Geo-
portal abgerufen werden können. Die Forderung von Geld-
leistungen für Darstellungsdienste soll jedoch restriktiv einge-
setzt werden. Der unbestimmte Begriff der großen, häufig ak-
tualisierten Datenmenge (z. B. mehrfach monatlich) stellt ins-
besondere den zu erbringenden Aufwand für die Vorhaltung
der betreffenden Geodaten in den Vordergrund und grenzt Ba-
gatellfälle aus. 

Zu Absatz 3

Absatz 3 greift die in Artikel 14 Abs. 3 der Richtlinie 2007/
2/EG eingeräumte Möglichkeit auf, Geodaten in einer solchen
Form über Darstellungsdienste zugänglich zu machen, die eine
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Weiterverwendung zu kommerziellen Zwecken ausschließt.
Zur Weiterverwendung zählt insbesondere der Export von
Geodaten oder deren Integration in die Arbeitsumgebung
oder Internetpräsentation der verwendenden Person oder
Stelle. Kommerzielle Zwecke liegen vor allem dann vor, wenn
die Weiterverwendung der Geodaten mit einer mittelbaren
oder unmittelbaren Vermarktung eines Produkts im Zusam-
menhang steht.

Zu Absatz 4 

Die Sätze 1 und 2 setzen die Bestimmungen in Artikel 17
Abs. 3 Satz 2 und 3 der Richtlinie 2007/2/EG in Landesrecht
um. Die Vorschrift soll verhindern, dass Lizenzen und die für
die Verwendung der Geodaten und Geodatendienste zu er-
bringenden Geldleistungen den durch die Richtlinie
2007/2/EG beabsichtigten vereinfachten Austausch dieser
Daten zwischen den öffentlichen und privaten Geodaten ver-
arbeitenden Stellen bzw. den Organen und Einrichtungen der
Europäischen Union konterkarieren. Satz 3 stellt im Übrigen
in Übereinstimmung mit Artikel 17 Abs. 3 Satz 4 der Richt-
linie 2007/2/EG klar,dass für Geodaten und Geodatendienste
keine Geldleistungen zu erheben sind, wenn diese Daten und
Dienste den Organen und Einrichtungen der Europäischen
Union zur Erfüllung der dem Land aus dem europäischen
Unionsrecht zum Umweltschutz erwachsenden Berichts-
pflichten überlassen werden.

Zu Absatz 5 

Im Sinne einer integrativen Wirkung der europäischen Geo-
dateninfrastruktur werden nach den Bestimmungen in Arti-
kel 17 Abs. 4 und 5 der Richtlinie 2007/2/EG nach Nummer
1 die öffentlichen und privaten Geodaten verarbeitenden Stel-
len der Mitgliedstaaten der Europäischen Union bei der
Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben, die Auswirkungen auf
den Umweltschutz haben können, hinsichtlich des Zugangs
zu Geodaten und Geodatendiensten den Organen und Ein-
richtungen der Europäischen Union gleichgestellt. Die Ge-
genseitigkeit ist durch die Verpflichtung der Mitgliedstaaten
der Europäischen Union zur Umsetzung der Richtlinie
2007/2/EG sichergestellt. 

Für Einrichtungen, die durch internationale Übereinkünfte
geschaffen wurden, gilt nach Nummer 2 dieser Grundsatz je-
doch nur auf der Grundlage von Gegenseitigkeit und Gleich-
wertigkeit. Voraussetzung für den Anspruch derartiger durch
internationale Übereinkünfte geschaffener Einrichtungen ist,
dass die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten zu
deren Vertragsparteien gehören. 

Die Verwendung der Geodaten und Geodatendienste durch
die vorgenannten Stellen kann nach Artikel 17 Abs. 6 der
Richtlinie 2007/2/EG aufgrund innerstaatlichen Rechts mit
Bedingungen verbunden sein. Absatz 5 lässt daher die Be-
stimmungen des § 2 Abs. 5 und des § 12 unberührt, nach de-
nen insbesondere die Öffentlichkeit der Geodaten und Geo-
datendienste beschränkt sein kann.

Zu § 14 

Das für das Vermessungswesen zuständige Ministerium wird
ermächtigt, im Einvernehmen mit den übrigen betroffenen
Ministerien die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ge-



Drucksache 15/4878 Landtag Rheinland-Pfalz – 15.Wahlperiode

setz durch Rechtsverordnung zu regeln. Die Ermächtigungs-
bestimmungen zielen insbesondere auf die Erfüllung von Ver-
pflichtungen aus den Durchführungsbestimmungen nach
Artikel 5 Abs. 4, Artikel 7 Abs. 1, den Artikeln 8, 16 und 17
Abs. 8 und Artikel 21 Abs. 4 der Richtlinie 2007/2/EG ab, mit
denen diese inhaltlich konkretisiert und die Grundlagen für
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die Interoperabilität der Geodaten und Geodatendienste spezi-
fiziert werden.

Zu § 15

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten des Gesetzes am Tage
nach dessen Verkündung.




